
Protokollierung der Fragen zum Gestattungsvertrag 
Planungsgebiet Weiden-Ost: 
Videokonferenz (03.11.2025) und Präsenzveranstaltung (24.11.2025) 
 
 

1. Präsentation der eingegangenen Fragen: Ergänzungen zur Präsentation 
2. Hinweis zu Markierungen in der Präsentation: orange: Entscheidungen über offen gebliebene Änderungswünsche 

3.  

Allgemeines 

• Als Grundstückseigentümer:in ist man bei Vertragsunterzeichnung des Gestattungsver-
trags nicht automatisch an der späteren Betreiber-/Bürgergesellschaft (Bürgerwindpark) 
beteiligt. Diese Möglichkeit besteht später für jede Bürger:in und ist freiwillig, Flächenei-
gentümer:innen wird jedoch frühzeitig die Möglichkeit angeboten, sich als Kommandi-
tist:innen mit gesellschaftsrechtlichem Mitspracherecht.zu beteiligen. Eine Betreibergesell-
schaft (in kommunaler Hand/Bürgerhand) muss noch gegründet werden. Ein entsprechen-
des Vertragswerk zur Beteiligung muss zu gegebener Zeit (derzeit noch unklar) ausgear-
beitet werden. Zum jetzigen Stand gibt es noch keinerlei konkrete Planungen für ein po-
tenzielles Windenergievorhaben. Dies ist erst möglich, wenn klar ist, welche Grundstücks-
eigentümer:innen beim Flächenpooling mitmachen und welche Flächen zur Verfügung 
stehen.  

• Es wurde gewünscht, eine Vertrauensperson als Vertreter:in der Grundstückeigentü-
mer:innen zu benennen, die in sehr engem Austausch mit der Betreibergesellschaft ste-
hen wird. Es soll ein Beirat bestehend aus mehreren Personen gegründet werden. 
Dies ist innerhalb der Eigentümer:innengemeinschaft selbst zu organisieren. Infor-
mationen werden von der Betreibergesellschaft an den Beirat herangetragen, der 
wiederum die Flächeneigentümer:innen informiert. 

• Die Grundstücke werden von den Stadtwerken gepachtet, nicht gekauft. Ein Grundstücks-
erwerb ist bei derartigen Vorhaben unüblich, da der Kauf für eine (kommunale) Betreiber-
gesellschaft mit Bürgerbeteiligung finanziell nicht leistbar ist (meist geringeres Anfangska-
pital als große Investoren). Die Flächen stehen den Eigentümer:innen nach Vertragsende 
außerdem wieder voll zur Verfügung. 

• Der Stadtratsbeschluss zum pauschalen Siedlungsabstand von 1000 m steht nicht in direk-
tem Zusammenhang zum Vertrag. Der Abstand spielt nach der Flächensicherung eine Rolle 
für die Beplanbarkeit der Fläche. Hierfür muss die Flächensicherung abgeschlossen sein, 
da die beplanbaren Flächen feststehen müssen – also welche Grundstücke im Flächenpoo-
ling beteiligt sind und welche nicht. 
 

§ 2 Nutzungsrechte 

• Grundsätzlich ist nach Vertragsende ein vollständiger Rückbau (100 %) aller Anlagen, Ka-
bel etc. gesichert. 

• Der Betreiber ist einverstanden, die vorübergehende Verbreiterung der Zuwegung zu be-
lassen, wenn die jeweiligen Eigentümer:innen dies wünschen. Die Verkehrssicherungs-
pflicht geht dann wieder auf die Eigentümer:innen über. Eine rechtzeitige Mitteilung der 
Eigentümer:innen an die Betreiberin ist zu gegebener Zeit notwendig.  

• Die Kabeltiefe wird von 1,0 m auf 1,2 m erhöht, wo es technisch machbar ist. Die Min-
desttiefe beträgt immer 1,0 m.  

• Die konkrete Art der Nutzung der einzelnen Grundstücke – ob z.B. die Windenergieanlage 
installiert wird oder nur der Rotor überstreicht – kann heute noch nicht verlässlich gesagt 



werden. Wenn Eigentümer:innen sich entscheiden, nicht am Flächenpooling teilzunehmen, 
also den Vertrag nicht unterzeichnen, passiert auf diesem Grundstück nichts – also auch 
kein Rotorüberstrich, Transport oder sonstiges. 

• Die Kosten notwendiger Rodungen trägt die Betreiberin, das Nutzholz steht den jeweiligen 
Eigentümer:innen zur freien Verfügung zu. 

• Ausgleichzahlung für den Ausfall der Jagdpacht während der Bauzeit erfolgt nicht. 

• Neu errichtete Zuwegungen können von den Eigentümer:innen und deren Pächter:innen 
genutzt werden. Es wurde gewünscht, dass alle Eigentümer:innen die neu errichteten Zu-
wegungen nutzen dürfen. Entscheidend ist hier die Erlaubnis der betroffenen Eigen-
tümer:innen. Diesen Punkt müssen die Eigentümer:innen untereinander klären. Ein 
allgemeines Recht zur Wegenutzung wird nicht in den Vertrag aufgenommen. 

• Wiederaufforstung der vorübergehend genutzten Flächen findet auf Kosten der Betreibe-
rin statt. Es wurde konkretisiert, dass die Aufforstung „gem. geltender Richtlinien“ 
zu erfolgen hat. Die Aufwuchspflege wird zeitlich befristet für 3 Jahre übernommen. 

• Die dauerhaft genutzte Fläche wird nach Beendigung der Nutzung komplett rückgebaut, 
die Aufforstung obliegt den Eigentümer:innen. 

• Ausgleichs- und Ersatz-Maßnahmen (A&E-Maßnahmen) können auf Grundlage dieses 
Nutzungsvertrages nicht stattfinden, sondern müssen separat in einem Vertrag mit den ein-
zelnen Eigentümer:innen geregelt werden. 

 

§ 3 Eigentumslage und Vermieterpfandrecht 

• Keine grundsteuerliche Mehrbelastung durch Windenergieanlagen: sollte es zu einer Erhö-
hung der Grundsteuer aufgrund der Windenergieanlagen kommen, verpflichtet sich die Be-
treiberin, die Differenz zu bezahlen. 

 

§ 4 Grundbuchrechtliche Sicherung 

• Bei Insolvenz der Betreiberin liegt das erste Interesse der involvierten Bank darin, das Pro-
jekt „an sich zu ziehen“ und die dingliche Sicherung des Projekts. 

• Dingliche Rechte bleiben im Vertrag zeitlich befristet auf 40 Jahre. Die dingliche Siche-
rung erlischt ab 40 Jahren nach Eintragung automatisch. Diese unterscheidet sich von der 
Vertragslaufzeit, da Verträge nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch nicht länger als 30 Jahre 
gültig sein dürfen. Das gesamte Projekt inkl. Planung, Bau und Betrieb benötigt ggf. mehr 
als 30 Jahre. Der Nutzungsvertrag kann verlängert werden, die dingliche Sicherung im 
Grundbuch kann aber nicht verlängert werden. Die Laufzeit von 40 Jahren stellt einen zeit-
lichen Puffer dar und dient der Absicherung für die Betreiberin und die Eigentümer:innen-
gemeinschaft für den Fall, dass Schlüsseleigentümer:innen das Projekt nicht verlängern will 
und die Projektverlängerung damit scheitern würde. 

• Einen dinglich gesicherten Löschungsanspruch gibt es nicht. Rein rechtlich kann eine Lö-
schungserklärung beim Notar hinterlegt werden, damit könnte die Löschung der dinglichen 
Sicherung allerdings jederzeit ohne Zustimmung der Betreiberin beauftragt werden. 

• Voreintragungen im Grundbuch müssen individuell geprüft werden.  

• Für den Fall, dass keine Miete mehr gezahlt wird, tritt automatisch die Unwirksamkeit des 
Vertrags und damit die Löschung der Dienstbarkeit ein. Sollte die Betreiberin der Löschung 
nicht nachgehen, kann diese auf Löschung verklagt werden. Dieser Fall ist erfahrungsge-
mäß sehr unwahrscheinlich. 

 



§ 5 Pflichten des Eigentümers 

• Schutzstreifen von 1,5 m beidseits der Kabelmitte statt beidseits der Kabeltrasse. 

• Absatz 2: „Die Verpflichtung gilt auch für andere Grundstücke des Eigentümers im Umkreis 
von 500 m um die Grenzen des vertragsgegenständlichen Grundbesitzes.“ → Konkurrenz-
schutzklausel: d.h., dass die Grundstückseigentümer:in in diesem Bereich keine bau-
lichen Anlagen errichten darf, die höher als 15m sind. Damit wird sichergestellt, dass 
die Windanströmung für die Windenergieanlagen nicht gestört wird, worunter die 
Stromproduktion leiden würde. So soll auch verhindert werden, dass weitere Wind-
energieanlagen von Dritten errichtet werden. Ein Funkmast stört die Windanströ-
mung z.B. nicht. 

 
§ 6 Pflichten der Betreiberin 

• Informations- und Sorgfaltspflicht: Der Betreiberin ist es aufgrund der Absprachen mit Un-
ternehmen und der oft engen Zeitschiene nicht bei jeder Maßnahme möglich, die Eigentü-
mer:innen mit langem Vorlauf zu informieren → allgemeine Informationspflicht ohne 
feste Frist, dem Zweck jeweils angemessen. 

• Klarstellung wird aufgenommen, dass sich die Betreiberin stets an alle technischen 
und rechtlichen Vorgaben halten muss, v.a. auch in Bezug auf Rodung/Aufforstung.  

 

§ 7 Verkehrssicherungspflicht und Haftung 

• Die Betreiberin schließt ein umfassendes Versicherungspaket ab (sehr geringe Kosten auf-
grund statistisch betrachtet geringer Schäden durch Windenergieanlagen). 

• Bei Nutzung bestehender Wege fällt die Sicherungspflicht auf die Betreiberin. Nach der 
Nutzung durch die Betreiberin fällt die Sicherungspflicht wieder auf die Eigentümer:innen. 

• Es wurde die Forderung geäußert, dass eine Verkehrssicherungspflicht für angrenzende 
Waldgrundstücke übernommen werden soll. Dies wird im Vertrag nicht umgesetzt, da 
die Verkehrssicherungspflicht vorher auch schon in der Zuständigkeit der Eigentü-
mer:innen lag. 

• Bei Waldschäden wird ein land- und forstwirtschaftliche Sachverständige:r einge-
setzt.    

 
§ 8 Vergütung 

• Die Vergütung wird je nach Nutzung des Grundstücks nur aus einem „Topf“ bezahlt. Es 
handelt sich hierbei um eine prozentuale Vergütung (gemessen am Stromerlös) mit abge-
sichertem Mindestbetrag. Durch eine Beteiligung an der Betreibergesellschaft kann man 
zusätzlich profitieren. 

• Bei Ausfall der Anlagen o.ä. erhalten die Eigentümer:innen die festgelegte Vergütung + zu-
sätzliche Ersatzzahlungen. 

• Eine Anpassung an die Inflation (Verbraucherpreisindex) findet nicht statt (zu begründen 
mit dem Vergütungssystems des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, nach dem die Vergü-
tung über den Förderzeitraum konstant bleibt). 

• Leistungen an örtliche Vereine etc. sind grundsätzlich möglich, wenn die Eigentümer:innen 
auf einen geringen Prozentsatz der Vergütung verzichten möchten. 

• Es handelt sich beim beabsichtigten Windenergieprojekt nicht um ein klassisches Großin-
vestorenprojekt. Ein Großteil der Einnahmen soll an die beteiligte(n) Bürgerenergiegesell-
schaft(en) ausgeschüttet werden, an der sich alle Bürger:innen beteiligen können. Dadurch 
sind die Pachtzahlungen an die Grundstückseigentümer:innen wesentlich geringer als bei 



einem Investorenprojekt. Auch die Grundstückseigentümer:innen können neben der Pacht-
zahlung an der Wertschöpfung partizipieren, indem sie sich am Bürgerwindpark beteiligen. 

• Keine Zahlung von Haltegeld bis zum Bau von Windenergieanlagen.  

 
§ 9 Vertragslaufzeit 

• Maximale Vertragslaufzeit von 30 Jahren (gesetzlich geregelt im Bürgerlichen Gesetzbuch). 

• 25 Jahre Vertragslaufzeit sind fix, dann sind Verlängerungen um jeweils ein Jahr möglich, 
wenn die Betreiberin nicht kündigt. Hintergrund: Solange ein Betrieb der Anlagen (tech-
nisch) noch möglich ist, müssen die Betreiberin und auch die Eigentümer:innen die Sicher-
heit haben, die Anlagen weiterhin betreiben zu können. 

§ 10 Rücktritt / Kündigung 

• Eine Kündigung ist grundsätzlich möglich, wenn die Betreiberin ihren Pflichten nicht nach-
kommt, z.B. wenn die vereinbarten Zeitstufen nicht eingehalten werden. 

• Wenn die Betreiberin das Projekt durchführen möchte und diese Stufen hierfür überschritten 
werden müssen, kann durch ein Abwendungsentgelt jede Stufe um maximal fünf Jahre ver-
längert werden. Dieser Fall ist aber eher unwahrscheinlich, da die Zeiträume realistisch kal-
kuliert sind. 

§ 11 Rückbau und Rückbausicherheit 

• Es findet ein 100%iger Rückbau statt, d.h. alles, was auf das Grundstück eingebracht wird, 
wird auch wieder zurückgebaut. Es bleibt kein Fundamentrest, keine Reste der Zuwegung 
o.ä., außer die jeweiligen Eigentümer:innen wünschen ausdrücklich den Verbleib. Dann ge-
hen diese „Reste“ in das Eigentum der Grundstückseigentümer:in über. 

• 12 Monate nach Beendigung des Vertrages muss der Rückbau abgeschlossen sein. In an-
deren Verträgen beträgt diese Frist 6 Monate, erfahrungsgemäß sind 6 Monate allerdings 
knapp berechnet, wenn der Abbau z.B. an den Anfang der Wintermonate fallen würde, was 
einen Abbau verzögert. Daher ist ein Puffer einkalkuliert. 

• Die Betreiberin muss zuvor vorweisen, dass der Rückbau durch eine Bankbürgschaft ab-
gesichert ist. Diese Absicherung wird auch oftmals als Voraussetzung für eine Baugeneh-
migung angesetzt. Dies sichert gerade auch den Fall ab, dass die Betreiberin insolvent geht 
oder beim Rückbau nicht tätig wird. 

• Der Rückbau ist im Vertrag durch eine Bürgschaft in Höhe von 40.000 € pro installiertem 
MW abgesichert, was laut RAin Frau Prechtl derzeit mehr als marktüblich ist. Einige Eigen-
tümer:innen bzw. deren Vertreter:innen beklagten, dass dieser Betrag nicht marktüblich und 
zu gering sei. Zur Kostenberechnung gibt es verschiedene Ansätze. Ein Beispiel aus Okto-
ber 2024 zeigt Rückbaukosten von knapp unter 40.000 € pro MW. 100.000 €, wie von Ver-
treter:innen der Grundstückseigentümer:innen gefordert, ist deutlich zu hoch gegriffen. Dar-
über hinaus wird die Bürgschaft nach 15 Jahren und dann alle 5 Jahre überprüft und ggf. 
nach oben angepasst. Es kann als Kompromissvorschlag jederzeit von Seiten der Grund-
stückseigentümer:innen ein Gutachten eines vereidigten Sachverständigen vorgelegt wer-
den, was höhere Rückbaukosten als 280.000 € belegt – dann übernimmt die Betreiberin die 
Kosten für das Gutachten und erhöht die vertraglich festgelegte Bürgschaftshöhe.  

Quellen Rückbaukosten:  

https://www.energieatlas.bayern.de/thema_wind/windenergie_wissen/betrieb-technik-
bau/rueckbau-und-recycling-das-passiert-mit-alten-windraedern#zum-rueckbau-verpflich-
tet 

https://windenergietage.de/2024/wp-content/uploads/sites/9/2018/01/2024-10-RDRWind-
Vortrag.pdf 



• Dass bei Untätigkeit der Betreiberin auf die Eigentümer:innen zurückgegriffen wird, kann 
nicht ausgeschlossen werden. Genau für diesen Fall gibt es die Sicherung, sodass zu jeder 
Zeit genug Kapital für den Rückbau vorhanden ist. Praktisch kann dann nicht monetär auf 
die Eigentümer:innen zurückgegriffen werden, d.h. es ist zu 100 % ausgeschlossen, dass 
die Eigentümer:innen finanziell für den Rückbau aufkommen müssen. 

• Die Behauptung eines Vertreters eines Grundstückseigentümers, dass ein Fundament 20 
m tief ist, wird nicht bestätigt. Ein klassisches Fundament für eine Windenergieanlage ist im 
Schnitt 3 m tief. 

Quelle Fundament:  

https://myotis.fit.fraunhofer.de/enargus/pub/bscw.cgi/d9419338-2/*/*/Fundament%20ei-
ner%20Windkraftanlage 

• Die Eigentümer:innen können ihre Grundstücke übertragen, es muss aber ein Eigen-
tüme:innenrwechsel an die Betreiberin weitergegeben werden, sodass diese die neue An-
sprechpartner:in kennt. 

 

§ 12 Übertragung auf Dritte und Rechtsnachfolge  

• Abs. 1: Frist für Widerruf von 2 Wochen. → Widerrufsfrist von 4 Wochen aufgenommen.   

• Weiter wurde aufgenommen, dass eine Übertragung auf einen Bürgerwindpark (Bürgerge-
sellschaft) ein zwingender wichtiger Grund ist. Somit ist ein Investorenmodell durch die Hin-
tertür ausgeschlossen. Im Übrigen kann eine Übertragung nur erfolgen, wenn der Dritte 
wirtschaftlich leistungsfähig ist. Jeder Dritte, der in den Vertrag eintritt, muss alle Rechte 
und Pflichten aus dem Vertag 1:1 übernehmen. 

2. Weitere Fragen und Anmerkungen 
 

Zum Vorgehen 

Frage an Hr. Zenger: Die Stadt hat bereits informelle Gespräche mit potenziellen Projektierern 

geführt, die aktiv auf die Stadt zugegangen sind. Die Realisierbarkeit von WEA wurde dabei bislang 

von keinem der Unternehmen auf einem Gebiet ausgeschlossen. Welche Firmen waren das? Wo 

ist deren Sitz, aus der Region oder aus der Ferne? Wieso führt die Stadtverwaltung Gespräche, 

obwohl der Stadtrat die Stadtwerke beauftragt hat, die Flächensicherung durchzuführen?  

Beantwortung durch Herrn Zenger: Bereits seit Ende 2024 werden Kontakte zu Projektierern 

aufgebaut. Es handelt sich dabei nur um regionale Projektierer. Ein Projektierer stelle bereits einen 

Antrag auf Vorbescheid für Rothenstadt. Im Brief der Stadt Weiden war nur allgemein formuliert, 

dass Gespräche geführt wurden, nicht speziell für welches Gebiet. Es wurde aber mit den Projek-

tierern über alle Flächen gesprochen, auch die Flächen WEN 10 und 11, ohne konkrete Planungen 

und Wirtschaftlichkeitsberechnungen. Die Stadtwerke Weiden führen jetzt konkret die Flächensi-

cherung durch, die später als Betreiberin auftreten würden. Die allgemeinen Planungen finden im 

Stadtplanungsamt der Stadt Weiden statt. Frau Janota ergänzte, dass alle Handlungen der Stadt 

Weiden bezüglich Windenergie transparent für die Bevölkerung und Grundstückseigentümer:innen 

sein sollen und vorzugsweise nur ein Bürgerwindpark entstehen soll, wie im Fahrplan Weidener 

Weg festgehalten. Dieser wurde vom Stadtrat beschlossen, wobei dieser für die Bürger:innen und 

Grundstückseigentümer:innen vollkommen freiwillig ist. Vorabgespräche mit Projektierern dienten 

dem Zweck, diese aufzuklären, dass die Stadt Weiden nur einen Bürgerwindpark möchte, der 



transparent nach dem Weidener Weg entwickelt werden soll und keinen Investorenwindpark. Nicht 

alle Projektierungsunternehmen sind an der Umsetzung eines Bürgerwindpark interessiert, weil die 

Gewinnmarge für das Unternehmen hierbei zwangsläufig geringer ausfällt. 

Es soll nicht wie 2008 im stillen Kämmerlein geplant werden und die Bevölkerung erst mit dem 

Rollen der Bagger in Kenntnis gesetzt werden. Mit welchen Projektierern gesprochen wurde, er-

fahren die Grundstückseigentümer:innen erst nach Unterzeichnung des Gestattungsvertrags. Bei 

der Auswahl des Projektierers werden die Eigentümer:innen einbezogen. 

 

Frage: Mit welchen finanziellen Mitteln wird der Weidener Weg z.B. auch diese Veranstaltung be-

zahlt? Die Stadt hat doch kein Geld. 

Beantwortung: Zu den Aufgaben der Stadtplanung gehören neben Bauleitplanung, Verkehrspla-

nung, Flächennutzungsplanung etc. auch die Windenergieplanung. Das Wind-an-Land-Gesetz ver-

pflichtet die Kommunen, tätig zu werden. Fernes Ziel ist die Energieversorgung auf Basis erneuer-

barer Energien, um die Auswirkungen des Klimawandels einzudämmen und sich weniger abhängig 

von Energien aus dem Ausland zu machen. Die Stadtplanung bzw. Stadtverwaltung darf ohne 

Stadtratsbeschluss bzw. ohne politischen Beschluss nicht tätig werden. Der Weidener Weg wurde 

von Frau Schieder erarbeitet und vom Stadtrat beschlossen. Die Absicht des Weidener Wegs ist 

die Wertschöpfung durch Windenergie in der Region zu belassen, indem nur regionale Projektierer 

ausgewählt werden und ein Bürgerwindpark auf sozialverträglichen Flächen entstehen soll. Diese 

Flächen wurden jüngst durch den Regionalen Planungsverband beschlossen. Ohne diesen Rah-

men könnten auch ausländische Investoren WEA bauen, die die Genehmigung nach Bundes-Im-

missionsschutzgesetz (BImSchG) erfolgreich durchlaufen. Die Bevölkerung bliebe dadurch außen 

vor und würde erst mit dem Rollen der Bagger etwas mitbekommen – das möchte die Stadtverwal-

tung ausdrücklich verhindern. Gelder für die Durchführung des Weidener Wegs wurden im öffent-

lichen Haushaltsplan beschlossen. Die Stadt geht in Vorleistung, erhält im Erfolgsfall die Kosten 

jedoch zurück. Die Kommunen sind für gute Lebensverhältnisse für ihre Bürger:innen verantwort-

lich und führen die Stadt in die Zukunft. Daher müssen dementsprechende Planungen frühzeitig 

vorangetrieben werden, um die Herausforderungen der Zukunft, wie sichere und bezahlbare Ener-

gieversorgung, zu meistern. Die Sachlage ist im Vergleich zu 2008-2014, als die Stadt Weiden 

erstmals große Anstrengungen für Windenergie unternahm, nach der Energiekrise durch die Ukra-

ine eine völlig andere. Per Gesetz liegen die Errichtung und der Betrieb von Erneuerbaren Ener-

gieanlagen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit. Bis 

die Stromerzeugung in Deutschland nahezu treibhausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren Ener-

gien als vorrangiger Belang in die Schutzgüterabwägungen eingebracht werden. Daher ist der 

Erfolg für Windenergie in der Region sehr vielversprechend.  

 

Vorwurf: Die betroffene Bevölkerung wurde nicht mitgenommen wurde. 

Beantwortung: Dies weist die Stadtverwaltung von sich. Es wurde an die vielen Veranstaltungen 

in den letzten Jahren erinnert. Die Anstrengungen der Stadt, den Prozess transparent zu machen, 

sind enorm. Versäumnisse von Seiten der Stadtverwaltung, z.B. fehlende Informationen, können 



der Stadtverwaltung konstruktiv jederzeit mitgeteilt werden. Pauschale Kritik, aufgrund einer 

grundsätzlichen Ablehnung von Windenergie, wird nicht angenommen. 

 

Einwand: In Rothenstadt ist die Bevölkerung befragt worden, in den anderen Gebieten nicht.  

Beantwortung:  In Rothenstadt wurde eine Befragung durchgeführt, weil man bislang keine Re-

sonanz hatte. Im Beteiligungszeitraum 2024 sind keinerlei Rückmeldungen zu Rothenstadt einge-

gangen. Aus Weiden-Ost hatte man bereits eine starke Beteiligung. Damit dem Stadtrat auch für 

das Gebiet Rothenstadt ein Stimmungsbild vorgelegt werden konnte, wurde hier eine gesonderte 

Befragung durchgeführt 

 

Zum Thema Rückbau  

Kommentar: Der Rückbau könne nicht nur die Betreiberin, sondern auch die Eigentümer:innen in 

den finanziellen Ruin treiben. Die angegebene Höhe der Rücklagen sei zu gering, da die Kosten 

heute schon höher lägen und auch weiter steigen würden – hier wurde auf den Bauernverband 

verwiesen. Im Vertrag sei keine Höhe der Bankbürgschaft angegeben. Das Fundament gehe 20 m 

in die Tiefe, was einen vollständigen Rückbau erschwere. 

Beantwortung: Dass bei Untätigkeit der Betreiberin auf die Eigentümer:innen zurückgegriffen wird, 

kann nicht ausgeschlossen werden. Genau für diesen Fall gibt es aber die Sicherung, sodass zu 

jeder Zeit genug Kapital für den Rückbau vorhanden ist. Praktisch kann dann nicht monetär auf die 

Eigentümer:innen zurückgegriffen werden, d.h. es ist zu 100 % ausgeschlossen, dass die Eigentü-

mer:innen finanziell für den Rückbau aufkommen müssen (siehe auch § 11 Gestattungsvertrag). 

Im Vertrag ist genannt, dass die Bankbürgschaft für ein MW Windleistung 40.000 € beträgt, also 

bei einem Windrad von 7 MW Nennleistung wären das 280.000 €. Die Bürgschaft wird regelmäßig 

geprüft und gegebenenfalls angepasst. Das Fundament geht nicht 20 m in die Tiefe, der Durch-

messer liegt bei ca. 20 m. Die notwendige Fundamenttiefe liegt bei 2-4 m, in besonderen Fällen 

auch mehr, aber definitiv keine 20 m. 

 

Einwand: Die Berechnungen der Rückbaukosten aus der Präsentation von RAin Frau Prechtl (S. 

19) in der Präsenzveranstaltung vom 24.11.2025 sind in großen Teilen richtig, aber es fehlen große 

Beträge wie Kosten für Rückbau der Zuwegung, Kosten Wiederaufforstung, Kosten für Rotorenent-

sorgung (Sondermüll) ca. 70.000 € und die Kosten für Fundamententsorgung sind zu gering ange-

setzt. Laut Bauernverbandszeitschrift und anderen wie „Agrar heute“ belaufen sich die Rückbau-

kosten pro WEA heute nicht auf rund 260.000 €, sondern eher auf 450.000 €. Der Rückbau in 20 

Jahren würde dann pro WEA bei 1,1 - 1,2 Mio. liegen. Kann die Betreiberin diese Kosten in Zukunft 

nicht aufbringen, also die Differenz von ca. 1 Mio. €, verbliebe diese im schlimmsten Fall bei den 

Eigentümer:innen, was zur Privatinsolvenz führen kann. Die Kosten für die Zuwegung sind beson-

ders für das Gebiet WEN 11 enorm. Dieses Gebiet ist für ein Windradflügel von 90 m auf beste-

henden Wegen nicht anfahrbar. Es müssen daher aufwendige Zuwegungen von über 2 km Länge 

in hügeliger Landschaft gebaut werden. Diese autobahnähnliche Straße muss wieder zurückge-

baut werden. Diese Kosten für Rückbau fehlen in der Aufstellung.  



Einordnung durch RAin Frau Prechtl: Die verwendeten Kostenangaben stammen aus seriösen 

Quellen, die auch bayerische Genehmigungsbehörden aufrufen. Dass die Grundstückseigentü-

mer:innen auf Kosten sitzen bleiben, darf natürlich nicht passieren. Im Vertrag ist deshalb eine 

Sicherung vorgesehen, sodass zu jeder Zeit genug Kapital für den Rückbau vorhanden ist. Die 

Kosten für den Rückbau werden zu bestimmten Zeiten überprüft und die Bürgschaft angepasst. 

Praktisch kann dann nicht monetär auf die Eigentümer:innen zurückgegriffen werden, d.h. es ist zu 

100 % ausgeschlossen, dass die Eigentümer:innen finanziell für den Rückbau aufkommen müssen 

(siehe auch § 11 Gestattungsvertrag). Es kann als Kompromissvorschlag jederzeit von Seiten der 

Grundstückseigentümer:innen ein Gutachten eines vereidigten Sachverständigen vorgelegt wer-

den, was höhere Rückbaukosten als 280.000 € belegt  – dann übernimmt die Betreiberin die Kosten 

für das Gutachten und erhöht die vertraglich festgelegte Bürgschaftshöhe. Ein Windenergieprojekt 

wird erst realisiert, wenn die Finanzierung im Vorfeld über die Betriebszeit bis einschließlich Rück-

bau gesichert ist. Sonst würde keine Bank eine Bürgschaft übernehmen.  

 

Zum Thema Finanzierung 

Frage: In einem Schwachwindgebiet können Windenergieanlagen nur mit Subventionen betrieben 

werden, welche wohl sehr bald eingestellt werden sollen. Dies hätte zur Folge, dass die Eigentü-

mer:innen nur noch den Mindestbetrag der Vergütung erhalten würden. Durch Vertragsunterzeich-

nung ist man zudem erstmal an diese Betreiberin gebunden. 

Beantwortung: Grundsätzlich ist es richtig, dass Subventionen in der Windenergie eine bedeu-

tende Rolle spielen und bei niedrigem Stromerlös möglicherweise nur der Mindestbetrag ausge-

zahlt wird. Bevor aber eine Anlage überhaupt gebaut wird, muss die Wirtschaftlichkeit und die Ver-

gütung genau geprüft werden – dies ist unumgänglich, um die Finanzierung durch eine Bank zu 

erhalten. Die Eigentümer:innen sind durch Vertragsunterzeichnung maximal 12 Jahre an die Be-

treiberin gebunden. Das ist der Zeitraum, der vertraglich maximal bis zur Inbetriebnahme des Wind-

parks vergehen darf. In der Zeit, in der nichts auf den Grundstücken passiert, kann die Fläche 

weitergenutzt werden z.B. für Land- und Forstwirtschaft. Eine Unterzeichnung bei anderen Betrei-

berinnen ist nicht erlaubt. 

 

Organisatorisch  

Frage: Darf auch eine Vertretung an kommenden Veranstaltungen teilnehmen, wenn man selbst 

keine Zeit hat?  

Beantwortung: Ja, mit Vorlage einer Vollmacht. 

 
Fragen im Chat (Onlineveranstaltung): Beantwortung ist dem Protokoll bzw. der Präsentation zu entnehmen 
 

1. Aber ist dem so, wie in dem Zeitungsartikel herauskam, dass die Chancen für eine Verwirk-

lichung sehr gering sind? (Verweis auf Schreiben vom 29.10.2025) 

2. Frage organisatorischer Natur: Werden uns die Fragen/Antworten zugeschickt oder „muss“ 

ich mitnotieren? (Wird per E-Mail übermittelt) 

3. Wie ist es mit der Aufnahme eines dinglich gesicherten Löschungsanspruchs? 



4. Und wie ist es, wenn der Vertrag untergeht, wir als Eigentümer keine Miete mehr für unsere 

Fläche bekommen? Das Windrad könnte durch die Dienstbarkeit dann ja weiter genutzt 

werden. 

5. Es ist also zu 100 % ausgeschlossen, dass für den Rückbau auf den Grundstückseigentü-

mer zurückgegriffen wird? 

6. Und wer garantiert, dass das Angebot des Rückbauunternehmers seriös ist? Hier wird ja 

bekanntlich sehr gerne „gepfuscht“ zu Lasten anderer. 

7. Gut, dann anders formuliert: Es ist zu 100% ausgeschlossen, dass der Grundstückseigen-

tümer finanziell aufkommen muss für den Rückbau? 

8. Ergänzung: Die Kosten für das Recycling von Beton hat sich in den letzten zwei Jahren 

allein schon um über 10% erhöht. 
 


